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Justiz-Budget 2023 
Ein gemeinsamer Erfolg!

Auch diesen Spätsommer bzw Früh-
herbst standen wieder Verhandlungen  
für das kommende Justiz-Budget an. 
Angesichts der unterschiedlich wahr-
genommenen, jedenfalls aber teuren 
Covid-19-Pamdemie, eines Krieges mitten 
in Europa, seit vielen Jahrzehnten erstmals 
wieder in ungeahnter Intensität fortschrei-
tender Teuerung und Inflation und damit 
insgesamt verbundener staatlicher Unter-
stützungsleistungen und Investitionsbedarfe 
in anderen Bereichen waren die Vorzeichen 
für eine weitere wichtige Stärkung der Jus-
tiz in finanzieller und personeller Hinsicht 
schon einmal erfolgversprechender. Ande-
rerseits aber kommt dem öffentlichen Dienst 
und damit auch der Justiz gerade in Zeiten 
multipler Krisen und Herausforderungen 
eine ganz besondere Bedeutung zu. Gerade 
in schwierigen Zeiten gewährleistet ein 
funktionierendes Staatswesen Stabilität und 
Sicherheit und wird dies vermehrt auch als 
Qualitätsausweis des Öffentlichen Dienstes 
und damit auch der Justiz anerkannt.

Doch auch in solch schwierigen Phasen 
lösen sich herausfordernde Situationen in 
anderen, nicht unmittelbar krisenbetroffe-
nen Bereichen – so auch in der Justiz – nicht 
in Luft auf. Sie werden in der öffentlichen 
Wahrnehmung bloß durch andere medial 
präsentere Themen überlagert. Teilweise 
verstärken sie sich auch.

Und derartige herausfordernde Bereiche, 
die einen verstärkten Ressourceneinsatz 
erfordern, gibt es in der Justiz trotz zuletzt 
erfolgter Verbesserungen nach wie vor.

Darauf haben die richter- und staatsanwalt-
schaftlichen Standesvertretungen die poli-
tisch Verantwortlichen schon seit geraumer 

Zeit, zuletzt verstärkt anlässlich der diesjäh-
rigen Budgetverhandlungen hingewiesen.

So blieben etwa trotz vorangehender Per-
sonalaufstockungen bei der Polizei und den 
Staatsanwaltschaften sowie aufwandsstei-
gernder Gesetzesänderungen in den letzten 
Jahren ausreichende zusätzliche Planstellen 
im richterlichen Bereich bis dato aus. In vie-
len Bereichen, so etwa im Außerstreitver-
fahren (v.a. im Erwachsenenschutzrecht), 
im streitigen Zivilrecht, aber auch bei 
Groß- und Massenverfahren im Straf- und 
Zivilrechtsbereich sind die Anforderungen 
– ohne adäquate Abbildung in der Perso-
nalanforderungsrechnung (PAR) – in den 
letzten Jahren deutlich gestiegen. Im Straf-
rechtsbereich binden Wirtschaftsstrafver-
fahren die Landes- und Oberlandesgerichte, 
darunter insbesondere das Landesgericht 
für Strafsachen Wien und das Oberlan-
desgericht Wien in ganz besonderem 
Ausmaß. Hinzu kommt die dringend erfor-
derliche Unterstützung der richterlichen 
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Entscheidungsorgane durch juristische 
Mitarbeiter:innen und weiteres Support-
personal. Beim Bundesverwaltungsgericht  
(BVwG) erfordern Zunahmen an Asylver-
fahren sowie Covid-19-pandemiebedingte 
Anfallssteigerungen zusätzliche richterliche 
Planstellen. Im staatsanwaltschaftlichen 
Bereich bedarf es im – zuletzt bzgl „Hass 
im Netz“ medial viel beachteten – Bereich 
„Cybercrime“ zusätzlicher staatsanwalt-
schaftlicher Planstellen, um den rasant 
steigenden Herausforderungen in diesem 
Kriminalitätsbereich gerecht zu werden. 
Schließlich sind auch im Bereich der Rich-
teramtsanwärter*innen zusätzliche Perso-
nalkapazitäten erforderlich, um gerade in 
aktuell pensionsantrittsintensiven Zeiten 
eine zeitnahe Nachbesetzung offener rich-
ter- und staatsanwaltschaftlicher Planstel-
len sicherstellen zu können.

Umso erfreulicher ist es, dass unsere For-
derungen seitens der Politik dieses Jahr 
aufgegriffen wurden und trotz schwieri-
ger Rahmenbedingungen ein Entwurf für 
ein in finanzieller und personeller Hinsicht 
gestärktes Justiz-Budget 2023 erarbeitet 
werden konnte. Konkret sollen – vorbehalt-
lich der Beschlussfassung im Parlament und 
der Kundmachung im Bundesgesetzblatt –  

für das kommende Jahr neben einer Bud-
getsteigerung um 220 Millionen Euro jeweils 
zusätzlich 24 Richter:innen-Planstellen (21 
R1b und 3 R2), 24 Staatsanwält:innen-Plan-
stellen (St1), 15 Richteramtsanwärter:innen, 
18 juristische Mitarbeiter:innen (12 für die 
ordentliche Gerichtsbarkeit und 6 für das 
BVwG), 3 Medienexpert:innen, 10 Ausbil-
dungsplanstellen für Bezirksanwält:innen/
Rechtspfleger:innen, 10 IKT-Expert:innen 
und 9 Planstellen für Erwachsenenschutz-
vereine vorgesehen sein.

Das ist ein gemeinsamer Erfolg, den die 
GÖD-Bundesvertretung Richter:innen und 
Staatsanwält:innen zusammen mit der Ver-
einigung der österreichischen Richterinnen 
und Richter sowie der Vereinigung österrei-
chischer Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte mit maßgeblicher und entscheiden-
der Unterstützung des Justizressorts unter 
Bundesministerin Dr.in Alma Zadić, LL.M. 
und der weiteren Verhandlungspartner 
erreichen konnte!

Mögen diese Verbesserungen im aktuel-
len Budgetentwurf so beschlossen werden 
und künftige Budgets die Erfordernisse der  
Justiz in ähnlicher Weise berücksichtigen ...

Martin Ulrich

Impressum

Herausgeber: 
Vereinigung der österreichischen Richterinnen 
und Richter in Gemeinschaft mit der Vereinigung 
österreichischer Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte und der Bundesvertretung Richter und 
Staatsanwälte in der Gewerkschaft öffentlicher 
Dienst, 1011 Wien, Postfach 26, E-Mail-Adresse: 
ute.beneke@richtervereinigung.at
Medieninhaber und Anzeigenannahme: 
Motopress Werbe- und Verlagsgesellschaft mbH  
Bauernfeldgasse 4/5/3, 1190 Wien,  
Telefon: 485 31 49-0, E-Mail-Adresse:  
produktion@motopress.at, DVR 0098892
Hersteller:  
Print Alliance HAV Produktions GmbH,  
2540 Bad Vöslau, Druckhausstraße 1
Redaktion: 
Mag.a Sabine Matejka, Mag.a Cornelia Koller,  
Dr. Martin Ulrich
Sachbearbeitung: 
Prof. Dr. Michael Danek – Strafrecht 
Dr. Gert Schernthanner – Sonstiges  
Mag.a Sabine Matejka – Rechtsprechung  
alle pA 1011 Wien, Justizpalast
Titelbild: 
MMag.a Ulrike Rill, siehe RZ 2000, 102
Grundlegende Richtung: 
Juristische Fachzeitschrift, unabhängiges 
Standesvertretungsorgan der österreichischen 
Richter und Staatsanwälte.
Preis des Jahresabonnements: 
€ 97,90 inkl. 10% MWSt. 
Preis des Jahresabonnements Ausland: 
€ 167,20 inkl. 10% MWSt. 
Preis des Jahresabonnements Übersee: 
€ 236,00 
Preis des Einzelheftes: 
€ 11,55 inkl. 10% MWSt. 
Preis des Einzelheftes Ausland: 
€ 22,00 inkl. 10% MWSt.
Das Abonnement verlängert sich automatisch  
um ein Jahr wenn es nicht bis spätestens 30.09 
(für Buchhandlungen bis 10.12.) des laufenden 
Jahres schriftlich gekündigt wird.
Reklamationen die Zustellung betreffend  
werden nur innerhalb von 4 Wochen nach 
Versand akzeptiert.
Die Umschlagseiten 2-4 werden nicht von der 
Redaktion sondern vom Medieninhaber gestaltet.
Mit der Einreichung seines Manuskripts  
räumt der Autor dem Verlag für den Fall der 
Annahme das übertragbare, zeitlich und örtlich 
unbeschränkte ausschließliche Werknutzungs-
recht (§ 24 UrhG) der Veröffentlichung in dieser 
Zeitschrift, einschließlich des Rechts der Verviel-
fältigung in jedem technischen Verfahren (Druck, 
Mikrofilm etc.) und der Verbreitung (Verlags-
recht) sowie der Verwertung durch Datenbanken 
oder ähnliche Einrichtungen, einschließlich des 
Rechts der Vervielfältigung auf Datenträgern 
jeder Art, der Speicherung in und der Ausgabe 
durch Datenbanken, der Verbreitung von Verviel-
fältigungsstücken an die Benutzer, der Sendung 
(§ 17 UrhG) und sonstigen öffentlichen Wieder-
gabe (§ 18 UrhG) ein. Gemäß § 36 Abs 2 UrhG 
erlischt die Ausschließlichkeit des eingeräumten 
Verlagsrechts mit Ablauf des dem Erscheinen 
des Beitrags folgenden Kalenderjahrs: dies gilt für 
die Verwertung von Datenbanken nicht.
Der Nachdruck von Entscheidungen  
ist daher nur mit ausdrücklicher schriftlicher 
Genehmigung des Verlages gestattet. 
Wir bitten ferner, sich an die „Abkürzungs- und 
Zitierregeln der österreichischen Rechtssprache 
und europarechtlicher Rechtsquellen“, 8. Auflage 
(MANZ Verlag Wien, 2019) zu halten.

Editorial | Impressum

Schließlich sind auch 
im Bereich der Richter-
amtsanwärter*innen 
zusätzliche Personal
kapazitäten erforder- 
lich, um gerade in  
aktuell pensionsan- 
trittsintensiven Zeiten 
eine zeitnahe Nach-
besetzung offener 
richter- und staats-
anwaltschaftlicher 
Planstellen sicher-
stellen zu können.

Umso erfreulicher 
ist es, dass unsere 
Forderungen seitens 
der Politik dieses Jahr 
aufgegriffen wurden 
und trotz schwieriger 
Rahmenbedingun-
gen ein Entwurf für 
ein in finanzieller und 
personeller Hinsicht 
gestärktes Justiz-Bud-
get 2023 erarbeitet 
werden konnte.


